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1.1 Die Zuwendung wird im Rahmen der im Staatshaus-
haltsplan verfügbaren Mittel nach den§§ 23 und 44 
der Landeshaushaltsordnung für Baden-Württemberg 
(LHO) und den Allgemeinen Verwaltungsvorschrif-
ten des Finanzministeriums zur Landeshaushaltsord-
nung Baden-Württemberg (W-LHO) nach Maßgabe 
dieser Verwaltungsvorschrift gewährt. Ein Rechtsan-
spruch auf Bewilligung der Zuwendung besteht nicht.

1.2 Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf des 
 Bewilligungsbescheides sowie als Folge davon die 
Rückforderung des Zuschusses und die Verzinsung 
richten sich nach Verwaltungsverfahrensrecht (ver-
gleiche insbesondere die§§ 48, 49 und§ 49a des Lan-
desverwaltungsverfahrensgesetzes).

2 Zweck der Zuwendung

 Das Land fördert die Errichtung, Aufrechterhaltung 
und den Betrieb der IBB-Stellen durch Teilfinanzie-
rung der hierfür anfallenden laufenden Personal- und 
Sachausgaben. Hierunter fallen auch Aufwandsent-
schädigungen für ehrenamtlich Tätige.

3 Zuwendungsempfänger

 Zuwendungsempfänger sind die jeweiligen Stadt- 
und Landkreise.

4 Zuwendungsvoraussetzungen

 Voraussetzung für die Zuwendungsbewilligung ist 
die Erfüllung der nachstehenden Anforderungen an 
die IBB-Stellen:

4.1 Aufgaben

 Aufgabe der unabhängigen IBB-SteUen ist es, den 
Betroffenen den Zugang zu klinischer und außer-
klinischer Unterstützung zu erleichtern und zu mehr 
Transparenz und Qualitätssicherung im Gemein-
depsychiatrischen Verbund beizutragen. Sie nehmen 
die ihnen im Rahmen des Psychisch-Kranken-Hilfe-
Gesetzes zugewiesenen Aufgaben wahr, insbesondere

 a)  dienen sie als Ansprechpartner für Menschen mit 
psychischen Erkrankungen und Angehörige für 
deren Fragen, Anregungen oder Beschwerden,

 b)  erteilen sie allgemeine Auskünfte über wohnort-
nahe Hilfs- und Unterstützungsangebote,

 c)  vermitteln sie zwischen den klinischen und außer-
klinischen Leistungserbringern und den leistungs-
berechtigten Personen,

 d)  legen sie spätestens zum 1. Juni jeden Jahres der 
Ombudsstelle auf Landesebene einen jährlichen 
Erfahrungsbericht vor. Diese Frist kann ein Mal 
um maximal zwei Monate verlängert werden. Ein 
Antrag zur Fristverlängerung ist bei der Ombud-
sstelle rechtzeitig, spätestens 14 Tage vor dem  
1. Juni, zu stellen. Sollte der Erfahrungsbericht 
nicht fristgerecht bei der Ombudsstelle eingegan-
gen sein, so können bis zu 4 500 Euro des Förder-

Verwaltungsvorschrift des Sozialministeriums 
zur Förderung der Informations-,  Beratungs- 
und  Beschwerdestellen nach dem Psychisch- 

Kranken-Hilfe-Gesetz (VwV-IBB)

Vom 20. September 2022 -Az.: 55-5451.4-200/5 –

I N H A LT S Ü B E R S I C H T

1 Zuwendungsziel, Rechtsgrundlagen

2 Zweck der Zuwendung

3 Zuwendungsempfänger

4 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Aufgaben

4.2 Zusammensetzung und Ausgestaltung

4.3 Träger, Finanzierung

5 Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen

6 Verfahren

6.1 Antrag

6.2 Bewilligungszeitraum

6.3 Bewilligungsstelle

6.4 Sonstiges

7 Geltungsdauer

Anlage 1 Antrag 

Anlage 2 Bescheid

Anlage 3 Rechtsbehelfsverzichtserklärung 

Anlage 4 Verwendungsnachweis

1 Zuwendungsziel, Rechtsgrundlagen

 Mit Inkrafttreten des Psychisch-Kranken-Hilfe- 
Gesetzes (PsychKHG) zum 1. Januar 2015 besteht 
erstmals eine gesetzliche Pflicht zur Einrichtung 
 einer Informations-, Beratungs- und Beschwerde-
stelle (IBB-Stelle) auf Ebene der Stadt- und Land-
kreise nach§ 9 Absatz 2 PsychKHG. Aufgabe der 
IBB-Stelle ist es, in der niederschwelligen Beratung 
und Beschwerdebearbeitung aktiv zu werden und ge-
gebenenfalls Personen im Sinne von § 1 Nummer 1 
PsychKHG und ihre Angehörigen an den Sozial-
psychiatrischen Dienst, die Ergänzende unabhängige 
Teilhabeberatung (EUTB-Stellen) beziehungsweise 
an andere Leistungserbringer der sozialpsychiatri-
schen Versorgung weiterzuleiten. Durch die Etablie-
rung der unabhängigen IBB-Stellen auf Kreisebene 
wurde außerdem eine einheitliche Institution auf tria-
logischer Basis unter Einbeziehung der Patientenfür-
sprecherin oder des -fürsprechers verpflichtend gere-
gelt. Neben den unmittelbaren gesetzlich geregelten 
Aufgaben sollen die IBB-Stellen den Sozialpsychiat-
rischen Dienst in seiner Lotsenfunktion ergänzen und 
unterstützen. übergeordnetes Ziel ist es, Menschen 
mit psychischen Erkrankungen in ihren Rechten zu 
stärken; sie und ihre Angehörigen sollen mit ihren 
Problemen ernst genommen und es soll ihnen ein 
Weg zu einer selbstbestimmten klinischen oder 
 außerklinischen Unterstützung gewiesen werden.
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schuss zeitanteilig und wird nur für die vollen Kalen-
dermonate des Betriebs gewährt.

6 Verfahren

6.1 Antrag

6.1.1 Die Zuwendung wird jährlich auf Antrag gewährt. 
Antragsberechtigt sind die Stadt- und Landkreise.

6.1.2 Der Antrag ist nach Vordruck (Anlage 1) bei der 
 Bewilligungsstelle zu stellen.

6.1.3 Der Antrag ist spätestens bis zum 15. Oktober des 
dem Bewilligungszeitraum vorangehenden Jahres bei 
der Bewilligungsstelle zu stellen.

6.2 Bewilligungszeitraum

 Die Zuwendung wird für das jeweilige Kalenderjahr 
bewilligt.

6.3 Bewilligungsstelle

6.3.1 Bewilligungsstelle ist das Sozialministerium.

6.3.2 Der Zuwendungsbescheid wird von der Bewilli-
gungsstelle nach Vordruck (Anlage 2) für die Dauer 
des Bewilligungszeitraums erlassen.

6.3.3 Die Auszahlung erfolgt durch die Bewilligungsstelle. 
Entsprechend sind auch Rückforderungsbeträge an 
die Bewilligungsstelle zu zahlen.

6.4 Sonstiges

6.4.1 Die Zuwendung wird abweichend von Nummer 7 der 
W-LHO zu § 44 in Verbindung mit Nummer 1.4 der 
Allgemeinen Nebenbestimmungen zur Projektför-
derung an Kommunale Körperschaften (ANBest-K) 
im ersten Quartal des Bewilligungszeitraumes in 
 einem Betrag für den gesamten Bewilligungszeit-
raum ausbezahlt, wenn die im BewilHgungsbescheid 
genannten Voraussetzungen erfüllt sind und der Be-
willigungsbescheid bestandskräftig ist. Die Bestands-
kraft kann durch eine Rechtsbehelfsverzichtserklä-
rung (Anlage 3) vorzeitig herbeigeführt werden.

6.4.2 Der Verwendungsnachweis ist nach Vordruck (An-
lage 4) zu erbringen.

7 Inkrafttreten.
 Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. Januar 2023 

in Kraft und am 31. Dezember 2028 außer Kraft.
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betrags von den Zuwendungsempfängern zurück-
gefordert werden.

4.2 Zusammensetzung und Ausgestaltung

4.2.1 · Die IBB-Stelle besteht aus mindestens einer Vertre-
tung der Psychiatrie-Erfahrenen, der Angehörigen so-
wie einer Person mit professionellem Hintergrund im 
psychiatrischen Versorgungssystem sowie der Patien-
tenfürsprecherinnen oder der -fürsprecher im Sinne 
von § 9 Absatz 1 PsychKHG.

4.2.2 Die IBB-Stelle hat eng mit dem Gemeindepsychiatri-
schen Verbund zusammenzuarbeiten und berichtet 
dort regelmäßig über ihre Arbeit. Die Mitgliedschaft 
im Gemeindepsychiatrischen Verbund wird empfoh-
len.

4.2.3 Kreisüberschreitende Kooperationen beim Betrieb 
der IBB-Stellen sind möglich. Eine solche Koopera-
tion bedarf der schriftlichen Vereinbarung zwischen 
den beteiligten Stadt- und Landkreisen. Es muss hier-
durch keine eigene Rechtsperson entstehen.

4.3 Träger, Finanzierung

4.3.1 Träger der IBB-Stellen sind die Stadt- und Land-
kreise. Haben sich die Stadt- und Landkreise vor dem 
1. Januar 2023 zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Auf-
gabe weiterer Institutionen bedient, können diese 
Übertragungen bis zu ihrem Auslauten bestehen blei-
ben. Hierbei ist die gesetzliche Unabhängigkeit der 
IBB-Stellen nach§ 9 Absatz 2 PsychKHG weiterhin 
zu wahren. Eine Verlängerung der Übertragung oder 
eine Neuübertragung ist ab dem 1. Januar 2023 nicht 
möglich.

4.3.2 Die Gesamtfinanzierung der IBB-Stelle des jeweili-
gen Stadt- und Landkreises muss gesichert sein.

5 Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen

 Die Zuwendung erfolgt als Projektförderung im Wege 
der Festbetragsfinanzierung in Form eines Zuschus-
ses in Höhe von 14 500 Euro pro Stadt- und Land-
kreis und Jahr. Über die konkrete Verwendung des 
Zuschusses entscheiden die jeweiligen Träger im 
Rahmen des unter Nummer 2 genannten Zuwen-
dungszwecks. Wird die IBB-Stelle nicht ganzjährig 
unter Einhaltung der Zuwendungsvoraussetzungen 
nach Nummer 4 betrieben, reduziert sich der Zu-
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